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ermöglichen genauso wie die Breite fördern. Wir brau-
chen weiterhin beides: eine Strukturförderung als Basis 
und eine für Innovation offene Projektförderung. 

Zweitens: Kulturraumgesetz. Nach 20 Jahren erfolgrei-
cher Praxis sprechen wir mittlerweile nicht mehr über das 
Ob, sondern darüber, wie das Gesetz an die gestiegenen 
Anforderungen angepasst werden kann. Hierzu finden 
derzeit intensive Diskussionen mit den Kulturschaffenden 
statt. Die Ergebnisse wollen wir abwarten. Für mich kann 
ich heute schon sagen, dass ich mich für eine Erhöhung 
der Mittel einsetzen werde. 

Drittens: Kultur kommt zu den Menschen, aber auch die 
Menschen müssen zur Kultur kommen. Deshalb wird uns 
das Thema Mobilität – nicht nur der Kultureinrichtungen 
selbst, sondern auch für die Menschen, die die Kulturein-
richtungen erreichen können – auch in der Kulturpolitik 
beschäftigen. 

Viertens: Eine stetig aktuelle Frage bleibt: Wie bekom-
men Menschen einen Zugang zur Kultur, gerade in einer 
Zeit, in der es eine Vielzahl von Angeboten, Beschäfti-
gungsmöglichkeiten und Informationen gibt? Deshalb 
wird uns das Thema kulturelle Bildung als wichtiges 
Handlungsfeld weiter beschäftigen. Unabdingbar für den 
Erfolg sind die enge Abstimmung und der Dialog zwi-
schen Schulen, Kindertageseinrichtungen und Kulturein-
richtungen. Ich bin sehr froh, dass das Kunst- und das 
Kulturministerium in dieser Frage eng zusammenarbeiten 
und sich mit Beteiligung des Sozialministeriums die 
interministerielle Arbeitsgruppe intensiv unter Einbezie-
hung der Träger und Einrichtungen dieser Thematik 
widmet. Kulturelle Bildung umfasst sowohl den Zugang 
zur und die Teilhabe an Kunst und Kultur mit besonderem 
Augenmerk auf Kinder und Jugendliche als auch die 
spezielle Förderung ihrer Talente. 

Ein schönes Beispiel für das große Potenzial der sächsi-
schen Nachwuchskünstler allein im Bereich der Musik 
sind die 26 ersten und 22 zweiten Preise beim letztjähri-
gen Bundeswettbewerb „Jugend musiziert“ – eine Leis-
tung, die selbst bei viel Talent ohne Fleiß und Disziplin 
der einzelnen Teilnehmer nicht möglich wäre. 

Fünftens: Unsere Gesellschaft ist vielfältiger geworden. 
Menschen aus 180 Nationen leben mittlerweile in Sach-
sen. An ihrer kulturellen Erfahrung teilzuhaben, andere 
Kulturen kennenzulernen, zusammen neue Projekte und 
den interkulturellen Dialog zu entwickeln ist ein wichtiger 
Bereich. Sachsen hat in seiner Geschichte stark vom 
Einfluss der Künstler anderer Nationen profitiert. Diese 
Traditionen müssen, diese Traditionen wollen wir weiter 
fortführen und auch heute Anziehungspunkt für interna-
tionale Künstler und Kreative sein. 

Sechstens: Untrennbar mit der Kulturtradition des Frei-
staates und seiner Öffnung nach außen sind die Kunst-
hochschulen verbunden. Sie brauchen weiterhin unsere 
Unterstützung und Förderung, damit sie ihre Wirkung auf 
die Kulturszene weit über den Freistaat hinaus entfachen 
können. 

Siebentens: Sachsen ist nicht nur ein Kulturland, sondern 
auch ein Land der Erfinder und Tüftler. In keinem ande-
ren Bereich verbinden sich diese beiden Eigenschaften so 
gut wie in der Industriekultur. Die dazu geplante Landes-
ausstellung 2018 wird ein weiterer und sehr wichtiger 
Impuls sein, das Thema auch überregional bekannt zu 
machen. In Zusammenarbeit mit dem Bund wollen wir 
die Provenienzforschung – wobei wir mit dem Projekt 
„Daphne“, das Frau Staatsministerin dargestellt hat, eine 
deutschlandweit beachtete, sehr gute Grundlage haben – 
weiter fortführen, die Anpassung des Urheberrechts an die 
digitalen Herausforderungen meistern und die  Digitalisie-
rung von Kulturgut stärker in den Blick nehmen. 

Die Weichen für gute Bedingungen für unsere Kulturland-
schaft kann aber die Politik nicht allein stellen. Dafür 
brauchen wir auch weiterhin die Mitarbeit der Vereine 
und Verbände, die viele Unterstützung der ehrenamtlichen 
Helfer und die wichtige Beratung durch den Kultursenat 
und die Sächsische Akademie der Künste. Für die bisheri-
ge Unterstützung möchte ich Ihnen im Namen der Frak-
tion hier herzlich Danke sagen. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit etwa 
35 Millionen Besuchern gehen laut Theaterstatistik rund 
dreimal mehr Zuschauer bundesweit ins Theater oder zum 
Konzert als zur Bundesliga. Das spricht nicht gegen die 
Bundesliga, aber für die Kultur. Ich habe immer wieder 
hohen Respekt davor, wie gut und mit welcher Klugheit 
es den Kultureinrichtungen gelingt, Fragen der Vergan-
genheit in den heutigen Kontext zu bringen. Das soll 
Ihnen auch weiterhin so gut gelingen. 

Wir werden die Freiheit der Kunst schützen und gute 
Rahmenbedingungen für ihr Wirken anbieten. Das ist 
unser Auftrag laut Verfassung; das ist unser politischer 
Auftrag, und das ist uns Sachsen eine Herzensangelegen-
heit. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Frau Kollegin Fiedler 
hatte gerade das Wort für die CDU-Fraktion. Jetzt spricht 
zu uns Herr Kollege Dulig für die SPD-Fraktion. 

Martin Dulig, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Sachsen ist ein Kulturland, 
und das, was wir an Kultur in Sachsen haben, hat Weltruf. 
Das ist etwas, worauf man auch gemeinsam stolz sein 
kann. Ich glaube auch, dass wir, wenn wir hier im Sächsi-
schen Landtag über Kultur reden, unabhängig von Koali-
tion oder Opposition mehr Gemeinsamkeiten als Tren-
nendes finden können. Trotz aller persönlichen Wert-
schätzung und Sympathiebekundungen für Sie, Frau 
Ministerin, können wir es Ihnen nicht ersparen, auch eine 
kritische Auseinandersetzung über die Kunst- und Kultur-
politik der vergangenen viereinhalb Jahre vorzunehmen. 
Kultur in Sachsen und Kulturpolitik in Sachsen – das sind 
zwei verschiedene Dinge. 

gneistno
Hervorheben
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Frau von Schorlemer, vielleicht hätten Sie vor Ihrer 
Zusage, Ministerin zu werden, einen Blick in den Koali-
tionsvertrag werfen sollen, um zu erkennen, was darin 
steht. Ich zitiere nur einen Satz: „Wir werden die großen 
Kultureinrichtungen dabei unterstützen, verstärkt eigene 
Erträge und einen höheren Kostendeckungsgrad zu 
erwirtschaften, damit sie ihre überregionale und interna-
tionale Bedeutung erhalten und ausbauen können.“ 

Dieser Satz kommt als selbstverständlich daher und wäre 
vielleicht gar nicht infrage zu stellen, wenn er lediglich 
den Grundsatz zum Ausdruck bringen würde, dass natür-
lich auch Kultureinrichtungen betriebswirtschaftlichen 
Grundsätzen folgen müssen. Das Problem an diesem Satz 
ist, dass er die Philosophie der Kulturpolitik beschreibt, 
die der schwarz-gelben Regierung obliegt. Die Philoso-
phie lautet: Ökonomisierung von Kultur. Diese zeigt sich 
in einer Privatisierungs- und Umstrukturierungswelle und 
daran, dass sich der Staat immer mehr aus der Verantwor-
tung herauszieht, die ihm durch die Verfassung eigentlich 
zugeschrieben worden ist. Das ist das Problem. 

(Nico Tippelt, FDP: So ein Käse!) 

Deshalb gibt es eine Diskrepanz zwischen dem, was Sie 
vielleicht kulturpolitisch wollen, und der geschilderten 
Philosophie bzw. der Kulturpolitik, die wir in den vergan-
genen viereinhalb Jahren in Sachsen erlebt haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Bedeutung 
von Kultur für das demokratische und soziale Gemeinwe-
sen, für die freie Entfaltung des Menschen und den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt – all diese Aspekte 
spielen in Ihrer Kulturpolitik keine Rolle. Nur, für uns 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten sind Kunst 
und Kultur Räume der Freiheit, der Kreativität, des 
Experiments, des Widerspruchs, des Selbstgesprächs. 

(Lachen bei der FDP –  
Beifall des Abg. Nico Tippelt, FDP) 

Es gibt eine untrennbare Verbindung zwischen Freiheit, 
Demokratie und kultureller Freiheit. Kulturpolitik hat 
immer die Aufgabe, die Voraussetzungen für diese Frei-
heit zu schaffen und auch zu verbessern. Kurz: Kultur ist 
nicht nur eine Haushaltsstelle. 

Deshalb müssen wir noch einmal auf die Frage eingehen, 
wie es in Sachsen mit der Kulturpolitik bestellt ist. Das 
zeigt sich aktuell an dem Streit um die Intendanz der 
Semperoper. Wenn wir feststellen, dass Sachsen eine 
Kultur von Weltruf hat, dann zeigt die Auseinanderset-
zung um die Semperoper zwei Problemlagen auf: 

Erstens. Wenn wir stolz darauf sind, dass wir Klangkörper 
wie die Staatskapelle und die Semperoper haben – Ein-
richtungen von Weltruf! –, dann müssen wir natürlich 
auch eine Kulturpolitik haben, die diesem Niveau ent-
spricht. Es stellt sich die Frage, ob das, was wir in der 
Auseinandersetzung um die Intendanz der Semperoper 
erlebt haben, diesem Anspruch tatsächlich standhält. Als 
Sie die fristlose Kündigung aussprachen, dämmerte Ihnen 
durchaus, dass dies eine schwierige Auseinandersetzung 

werden würde. Wenn ich Ihre Pressemitteilung lese, stelle 
ich fest: Sie ist weniger kulturvoll geschrieben als viel-
mehr Ausdruck dessen, dass Sie sich schon zu dem 
Zeitpunkt darauf eingerichtet hatten, eine arbeitsrechtliche 
Auseinandersetzung führen zu müssen. Ob das tatsächlich 
dem Anspruch „Kultur von Weltruf“ gerecht wird, sei 
dahingestellt. Die Art, wie diese Auseinandersetzung 
geführt wurde, zeugt eher von Provinzialität als von 
Weltruf. 

Ich komme zu dem zweiten großen Problem. Sie konzen-
trieren bzw. reduzieren Kulturpolitik wieder auf die 
Leuchttürme. Das liest man auch in Ihrem Entschlie-
ßungsantrag. Kultur und Kulturpolitik in Sachsen – das ist 
aber mehr als die Staatskapelle und mehr als die Semper-
oper, sondern muss alle Bereiche umfassen: die Kultur in 
den urbanen Zentren und in den ländlichen Bereichen, die 
Mischung zwischen Hochkultur und Soziokultur. Das 
kommt zu kurz, wenn wir uns nur auf dem Feld von 
Auseinandersetzungen bewegen wie der, die wir in den 
letzten Wochen erlebt haben. 

Als ich Ihrer Regierungserklärung lauschte, stellte ich 
fest: Sie trugen viele Dinge vor, die wir bereits im „Kul-
turkompass 2009“ lesen konnten. Die Botschaft hör‘ ich 
wohl, allein mir fehlt der Glaube, inwieweit das alles Ihre 
Errungenschaften sind; denn im Jahr 2009 hatten noch 
andere Verantwortung. Nur, was nützt es, wenn Sie zu den 
richtigen Erkenntnissen kommen, aber in der falschen 
Regierung sind? Sie liefern sich jemanden aus, der Kul-
turpolitik weiterhin nur finanzpolitisch sieht. Das bleibt 
die zentrale Auseinandersetzung zwischen uns. 

Die Ökonomisierung von Kultur kommt konkret bei den 
Menschen an. Bei den Menschen kommen die Auswir-
kungen von Privatisierungen und Kürzungen im Kulturbe-
reich an. Die Reduzierung der Kulturraummittel führt zu 
Kürzungen in der freien Kulturszene, bei Theatern, 
Bibliotheken und Museen. Weitere Folgen sind die 
Einführung bzw. Steigerung von Eintrittspreisen – siehe 
Pillnitz –, die Entlassung von Künstlerinnen und Künst-
lern sowie die Verschlechterung von Verträgen. Das 
spüren die Menschen direkt. Was nutzen geringere Ein-
trittspreise für Kinder und Jugendliche in Dresden, wenn 
in Plauen, Zittau und Bautzen die Theater ihre Preise 
erhöhen müssen? 

Vor allem die FDP und der Finanzminister treiben die 
Privatisierung von Kultur voran. 

(Nico Tippelt, FDP: Welche 
Privatisierung? So ein Quatsch!) 

– Zum Beispiel der Landesbühne, die sich in meinem 
Wahlkreis befindet. 

(Oh! bei der CDU und der FDP) 

Ich verweise zudem auf die Zusammenführung der 
Orchester der Elbland-Philharmonie. Es ist nur deshalb 
nicht zu einem Totalzusammenbruch gekommen, weil 
Musiker und Theaterensemble im Interesse des Erhalts 
ihrer Arbeitsplätze und einer für die Menschen wichtigen 
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Kultureinrichtung zu erheblichen Zugeständnissen bereit 
waren. Das ist also kein Verdienst der Staatsregierung. 
Erst die kommenden Jahre werden zeigen, welche Aus-
wirkungen dieser Privatisierungswahn tatsächlich hat, 
zum Beispiel auf die Eintrittspreisgestaltung und die 
künstlerischen Möglichkeiten des Orchesters. Privatisierte 
Einrichtungen erhalten nämlich nur noch Zuschüsse des 
Freistaates und stehen dadurch kaum noch unter unserer 
kulturpolitischen Verantwortung. Der Staat entledigt sich 
hier seiner Verfassungsverantwortung und verlagert die 
Kosten auf die Nutzer oder die neuen Betreiber. 

(Beifall bei der SPD, 
den LINKEN und den GRÜNEN) 

Das trifft auch auf die Zusammenführung von Staats-
schauspiel und Semperoper unter einem Verwaltungsdach 
zu. Warum dieser unsinnige Zusammenschluss? Sie 
sagen: weil es keine Einsparungen geben soll. – Wie 
bitte? Was ist denn Sinn und Zweck dieser Zusammenfüh-
rung? Das müssen Sie uns erklären. Natürlich wird es am 
Ende zu Einsparungen kommen, aber zu Einsparungen, 
die Besucher und Mitarbeiter teuer bezahlen müssen. 

Scharf kritisieren müssen wir auch den Umgang mit dem 
Thema „kulturelle Bildung“. Sie haben die kulturelle 
Bildung sehr gelobt, aber sie wird in Sachsen zwischen 
den Ministerien zerfleddert. Jeder rühmt sich, ein biss-
chen was damit zu tun zu haben, anstatt ein gemeinsames 
Konzept zu entwickeln. Der Kultursenat hat unter der 
Überschrift „Was PISA nicht gemessen hat“ zu Recht auf 
die Defizite im Bereich kultureller Bildung im Freistaat 
aufmerksam gemacht. Das beginnt bei Kürzungen und 
fachfremden Besetzungen im Musik- und Kunstunterricht 
an den Schulen und geht über Kürzungen bei den Mu-
seums- und Theaterpädagogen, den Ganztagsangeboten 
und der Soziokultur bis hin zu Mobilitätshindernissen, 
weil zum Beispiel Kinder aus Zittau keine Chance haben, 
kostengünstig nach Dresden in ein Museum oder das 
Theater „Junge Generation“ zu kommen. Das sind Aus-
wirkungen der Kürzungen, die konkret bei den Menschen 
ankommen. Das ist auch Ihre Kulturpolitik! 

Ich möchte einen weiteren Punkt aufgreifen: die hohen 
Kulturinvestitionen in Sachsen, die Sie in Ihrer Regie-
rungserklärung so gelobt haben. Bitte bleiben Sie bei der 
Wahrheit! Wir müssen nämlich genau differenzieren, wie 
viel wofür ausgegeben wird. Die hohen Kulturinvestitio-
nen des Freistaates bestehen zu einem sehr großen Teil 
aus Investitionen in Schlösser, Burgen und Kulturdenk-
mäler. Auch das gehört für mich zu den Kulturaufgaben. 
Nur, was nutzen uns diese Investitionen, wenn anschlie-
ßend in diesen schönen, sanierten historischen Gebäuden 
kein Leben mehr ist, wenn kein langfristiges Konzept 
vorhanden ist oder die Eintrittspreise so hoch sind, dass 
sie sich nur noch Reiche leisten können? 

Sie haben die Hubertusburg mit 40 Millionen Euro 
saniert. Dort gibt es eine tolle Ausstellung. Und wie geht 
es dann weiter? Gibt es dafür eine Idee, ein Konzept? 

(Ministerpräsident Stanislaw Tillich: 
90 Millionen!) 

– 90 Millionen Euro? Noch besser! Das macht es noch 
leichter, den Widerspruch zu verdeutlichen: Sie stellen für 
Investitionen gern Geld zur Verfügung; aber auf die 
Frage, was dann notwendig ist, um ein solches Haus zu 
betreiben, nämlich ein langfristig angelegtes Konzept, 
damit Menschen dort hinkommen, fehlt Ihnen die Ant-
wort. 

(Beifall bei der SPD und den LINKEN) 

Da sieht man eben auch, dass zum Beispiel Ausstellungen 
auf Zeit, wie in meinem schönen Moritzburg oder in 
Torgau, zwar die Tagestouristen anziehen, nur hat das halt 
weniger mit Kunst als mit Tourismusmarketing zu tun. 
Konsumkultur statt Kunsterleben steht hier im Vorder-
grund. Geld, das in dreistelliger Millionenhöhe in Beton 
oder historische Bausubstanz fließt, fehlt an anderen 
Stellen, zum Beispiel um kostengünstige Räume für 
Amateurtheater oder Kreativschaffende zur Verfügung zu 
stellen. Ja, Denkmalschutz ist wichtig, ohne Frage, nur 
frage ich mich, warum das nicht gebündelt beim Kunst-
ministerium liegt. 

(Beifall bei der SPD) 

Stattdessen hält das Finanzministerium mit Schlössern, 
Burgen und Gärten den größten Teil in finanzpolitischer 
Aufsicht und das Innenministerium den Denkmalschutz in 
trauter Gemeinsamkeit mit der Stadtentwicklung und dem 
sogenannten Stadtrückbau. So lässt sich auf einfache 
Weise der Abriss von denkmalgeschützten Bauwerken 
begründen, und der Widerstand im eigenen Hause ist dann 
nicht möglich. 

Kulturpolitik, ich hatte es anfangs angesprochen, darf sich 
nicht nur auf die urbanen Zentren oder die Hochkultur 
konzentrieren, sondern muss gerade auch unter dem 
Gesichtspunkt der demografischen Entwicklung die 
gesamte Bandbreite abbilden und differenziert betrachten. 
In den urbanen Zentren trifft Kultur auf ein ausdifferen-
ziertes Publikum. In den Städten hat Kultur eine Anker-
funktion, während in den dünn besiedelten Regionen die 
Kultur viel stärker die Funktion von gemeinschaftlichem 
Erleben erfüllt. Deshalb wird es auch darum gehen 
müssen, wie wir Möglichkeiten schaffen, um Kooperatio-
nen und Netzwerke zu fördern. Warum nicht über eine Art 
regionalen Kreativmanager nachdenken, ähnlich wie wir 
Quartiermanager in der sozialen Stadt haben? Es wird 
darum gehen müssen, dass nicht nur Unterscheidungen, 
sondern die Offenheit einer Kulturinstitution förderfähig 
ist. Kultur braucht schlichtweg Begegnungsorte, die 
mehrfach genutzt werden können, Orte, in denen neben 
Theateraufführungen auch der Häkelkurs stattfindet und 
die Freiwillige Feuerwehr ihre Jahreshauptversammlung 
durchführt. Wer Veränderungen will, muss Verlässlichkeit 
schaffen. 

Die Kulturraumfinanzierung ist das Rückgrat unserer 
sächsischen Kulturlandschaft. Ja, wir brauchen eine 
Dynamisierung der Kulturraummittel und eine langfristi-
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ge Perspektive für Kulturräume, nur müssen wir dabei 
auch die Kopplung an die Einwohnerzahl auf den Prüf-
stand stellen. 

Zu einer zukunftsfähigen Kulturpolitik zählt für uns 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten die Frage, 
wie wir mit den Künstlerinnen und Künstlern umgehen, 
mit unseren Kulturschaffenden und Kreativen. Hier reicht 
es doch nicht, nur darauf abzustellen, dass die Studieren-
den unserer Kunst- und Musikhochschulen auch ein 
gewisses betriebswirtschaftliches Rüstzeug mitbekommen 
müssen. Das ist richtig, aber nur eine kleine Note im 
Kanon. Wir haben dazu in dieser Legislaturperiode 
mehrere Vorstöße gemacht, aber bis jetzt gibt es noch 
keine sächsische Beratungsstelle für die Kreativwirt-
schaft. 

Wir wollen auch einen zweiten Kulturwirtschaftsbericht. 
Es ist vor allem notwendig, dass wir die Arbeitsbedingun-
gen der Künstlerinnen und Künstler ins Blickfeld rücken. 
Das gilt auch für die Kulturpolitik. Gibt es soziale Min-
deststandards in der öffentlichen Kulturförderung? Gibt es 
eine Selbstverpflichtung für den öffentlichen Bereich, 
Ausstellungshonorare zu zahlen? Wie sehen die Arbeits-
bedingungen und sozioökonomischen Bedingungen von 
Lehrbeauftragten an Musik- und Kunsthochschulen aus? 
Können Schulen den Künstlerinnen und Künstlern für 
Ganztagsangebote angemessene Honorare zahlen? – Nein. 
All diese Fragen müssen wir mit Nein beantworten. Aber 
all das sind Aspekte, die in die kulturpolitische Verant-
wortung des Freistaates für seine Künstlerinnen und 
Künstler fallen. 

Karl Valentin hat gesagt: „Kunst ist schön, macht aber 
viel Arbeit.“ Uns geht es darum, dass ein Künstler bzw. 
Kreativer auch von seiner Arbeit leben kann. Dazu zählt 
auch eine soziale Absicherung. Deshalb bin ich froh, dass 
es uns gelungen ist, im Koalitionsvertrag des Bundes die 
Stabilisierung der Künstlersozialkasse zu verankern. Nur, 
hat auch unsere sächsische Kulturförderung im Blick, 
dass ein Künstler von seiner Arbeit leben können muss? 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, die Funktion 
von Kultur auch als Zeichen von Willkommenskultur 
wurde schon einmal angesprochen. Auch hier erleben wir 
eine Diskrepanz. Wir haben mit unserer Kultur ein Aus-
hängeschild, was eine Weltoffenheit repräsentiert, die im 
Widerspruch steht zu der Weltoffenheit, die es tatsächlich 
in Sachsen gibt. Es muss unsere gemeinsame Aufgabe 
sein, mithilfe von Kultur, aber auch mit einer eigenen 
Haltung diese Diskrepanz aufzulösen, dass wir in Sachsen 
eine Willkommenskultur brauchen, die klarmacht: Wir 
sind neugierig auf das Neue, wir sind neugierig auf das 
andere, wir sind neugierig auf eine Fortentwicklung. 
Willkommenskultur bedeutet Neugier und Offenheit, also 
das Gegenteil von Vorurteilen, die ihren Ursprung immer 
in Unwissenheit haben. Kultur war und ist ein wesentli-
cher Transformationsriemen, um Unwissenheit und 
Vorurteile abzubauen, weil Kultur sinnlich erfahrbar ist 
und damit den emotionalen Zugang ermöglicht. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der von Hilmar Hoff-
mann geprägte Satz „Kultur für alle“ ist für uns Sozial-
demokratinnen und Sozialdemokraten aktueller denn je; 
denn heute geht es noch mehr als damals um die Frage, 
wie wir Menschen zu einer emanzipatorischen Gestaltung 
ihres Lebens befähigen. Dazu ist die Kultur in dem weiten 
Begriff, wie wir ihn als Sozialdemokraten haben, neben 
der Bildungspolitik ein wichtiger Baustein. 

Man könnte noch ganz viel zu den kulturpolitischen 
Herausforderungen der nächsten Jahre sagen, zur zeitge-
nössischen, experimentellen Kunst, zur weiteren Ausge-
staltung der Willkommenskultur genauso wie zur Ausge-
staltung der Industriekultur. 

Einen Satz will ich noch zum Thema Gedenkstättengesetz 
sagen, weil ich es Ihnen nicht ganz durchgehen lasse, dass 
Sie sich als Retterin dieses Gedenkstättengesetzes präsen-
tieren. Zur Wahrheit gehört, dass es 2003 versemmelt 
wurde. Damals gab es keine Koalition. Damals gab es nur 
eine Partei, die die komplette Verantwortung dafür getra-
gen hat. Das war die CDU. Damals wurde es versemmelt. 

(Beifall bei der SPD) 

Zur Wahrheit gehört auch, dass es vor allem Eva-Maria 
Stange zu verdanken ist, dass die Türen wieder geöffnet 
wurden und der von Ihnen auch beschriebene gemeinsa-
me Geist hier im Landtag es ermöglicht hat, dass sie 
gemeinsam mit Albin Nees diesen Prozess gut zu Ende 
führen konnte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Alle zehn 
Zukunftsfelder, die Sie in Ihrer Rede genannt haben, sind 
nur im Zusammenwirken aller Ressorts zu verwirklichen. 
Deshalb müssen wir die Diskrepanz zwischen dem 
kulturpolitischen Verständnis, das Sie als Ministerin 
haben, und der tatsächlichen Unterstützung des Minister-
präsidenten und der gesamten Staatsregierung auflösen. 
Die kulturpolitischen Zukunftsaufgaben können nicht 
isoliert betrachtet werden. Sie sind nicht nur ein Ressort, 
sondern eine Gesamtaufgabe der Regierung. Dazu braucht 
man auch ein starkes Kulturministerium. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, den LINKEN 
und vereinzelt bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Nach Kollegen Dulig, 
der für die SPD-Fraktion gesprochen hat, kommt nun 
Herr Kollege Tippelt für die FDP-Fraktion. 

Nico Tippelt, FDP: Vielen Dank. – Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Kritiker 
können weiter versuchen es kleinzureden, jedoch die 
Zahlen zeigen es schwarz auf weiß: Sachsen ist das 
Flächenland mit den höchsten Pro-Kopf-Ausgaben für 
Kultur. Darauf können wir mit Fug und Recht stolz sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Im rot-rot regierten Brandenburg übrigens, liebe SPD- 
bzw. Linksfraktion, sind diese Pro-Kopf-Ausgaben in 


